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Zukunft zweite Säule
Keine weitere Senkung des Umwandlungssatzes 
ohne flankierende Massnahmen
Zurzeit lässt der Bundesrat einen Bericht zur Zukunft der zweiten Säule ausarbeiten. Dabei kommt auch die Frage des Umwandlungssatzes erneut aufs Tapet. Für Travail.Suisse ist schon heute klar: Eine weitere Senkung des Umwandlungssatzes ist nur vertretbar, wenn Rentenkürzungen mit flankierenden Massnahmen verhindert werden. 
Der Umwandlungssatz ist in der zweiten Säule eine zentrale Grösse. Mit dem Umwandlungssatz wird zum Zeitpunkt der Pensionierung das angesparte Alterskapital in eine lebenslängliche Rente umgerechnet. Ein Umwandlungssatz von 6.8 Prozent bedeutet bei einem Alterskapital von 100'000 Franken eine Jahresrente von 6'800 Franken. Wird der Umwandlungssatz ohne weitere Massnahmen gesenkt, sinkt also die jährliche Rente. Bis 2014 läuft im BVG eine schrittweise Senkung des Umwandlungssatzes von 7.2 Prozent auf 6.8 Prozent. Im März 2010 verwarf die Stimmbevölkerung eine weiter gehende Senkung des Umwandlungssatzes mit knapp 73 Prozent Nein-Stimmen wuchtig. Es war eine der massivsten Niederlagen für Bundesrat und Parlament überhaupt. 
Neuer Bericht zur 2. Säule erwartet

Auch Travail.Suisse machte sich gegen eine überstürzte Senkung des Umwandlungssatzes stark. Nun will der Bundesrat bis im Herbst 2011 einen Bericht vorlegen, der verschiedene Vorschläge zur Zukunft der zweiten Säule enthält.  Ziel ist laut Bundesrat Burkhalter, die notwendigen Grundlagen für weitere Reformen bereit zu stellen und das Vertrauen in die zweite Säule zu stärken. Gemäss Gesetz muss der Bericht auch die Frage des Umwandlungssatzes behandeln. Es ist deshalb klar, dass eine Senkung des Umwandlungssatzes wieder aufs politische Tapet kommen wird. 
Bevölkerung will keine Rentenkürzungen

Für Travail.Suisse stehen zwei Hauptergebnisse aus der Abstimmung vom März 2010 im Zentrum:
1. Die Bevölkerung will keine Rentenkürzungen im BVG.
2. Die Bevölkerung duldet nicht, dass in der zweiten Säule tätige, gewinnorientierte Lebensversicherer durch eine Senkung des Umwandlungssatzes ihre Gewinne steigern.

Dem Willen der Bevölkerung ist in den weiteren Revisionsschritten klar Rechnung zu tragen. Das heisst, dass bei einer allfälligen weiteren Senkung des Umwandlungssatzes mit flankierenden Massnahmen sicher gestellt werden muss, dass im BVG-Obligatorium keine Rentenkürzungen vorgenommen werden. Und es heisst auch, dass rasch dafür gesorgt werden muss, dass die gewinnorientierten Lebensversicherer Überschüsse, welche den Versicherten zustehen, nicht mehr an Aktionäre und Management verteilen können.
Flankierende Massnahmen unabdingbar

Der Tenor der Bevölkerung ist klar: Rentensenkungen sind gerade für bescheidene Einkommen nicht verkraftbar und sozialpolitisch unverantwortlich. Wenn das gleiche Alterskapital innert weniger Jahre plötzlich zu einer massiv tieferen Rente führt, ist dies auch bei einer vorausschauenden Lebensplanung für ältere Arbeitnehmende nicht kompensierbar. Überstürzte Rentensenkungen führen deshalb auch zu einem gefährlichen Vertrauensverlust in die zweite Säule. Es führt deshalb kein Weg an flankierenden Massnahmen vorbei. Eine der Hauptaufgaben des Berichts des Bundesrats wird es sein, gangbare und wirksame flankierende Massnahmen vorzuschlagen und so das Vertrauen in die zweite Säule wieder zu stärken. Travail.Suisse wird die vorgeschlagenen Massnahmen kritisch prüfen. Aus Sicht des Dachverbandes von 170‘000 Arbeitnehmenden ist klar, dass dabei eine Kombination von Massnahmen im Vordergrund stehen muss. Dies um zu erreichen, dass sowohl jüngere wie auch ältere Arbeitnehmende durch die flankierenden Massnahmen geschützt sind. Ein tieferer Koordinationsabzug beispielsweise ist für ältere Arbeitnehmende nur bedingt rentenwirksam und muss mit kurzfristiger wirksam werdenden Massnahmen kombiniert werden.
Endlich faire Verhältnisse für Versicherte bei Lebensversicherern schaffen
Das Problem der Überschussverteilung der in der zweiten Säule tätigen, gewinnorientierten Lebensversicherer stellt einen zweiten zentralen Problemkreis für Vertrauen und Misstrauen in die zweite Säule dar. Für Travail.Suisse ist deshalb klar, dass für die Wiederherstellung von Vertrauen eine rasche Lösung dieser Problematik gefunden werden muss. Heute behalten die Lebensversicherer anstatt 10 Prozent des Gewinns, wie von der so genannten „Legal Quote“ definiert, 10 Prozent des gesamten Umsatzes für sich.
 Mit diesem Geld werden die eigenen Aktionäre und Manager bedient. Das heisst: Zuerst finanzieren die Versicherten, die Arbeitgeber und die Rentner/innen mit massiv überhöhten Risikoprämien, mit hohen Kostenprämien und tiefen Renten das Zustandekommen der Überschüsse. Anschliessend werden die Überschüsse zu einem guten Teil nicht an die Versicherten ausgeschüttet wie vom Gesetzgeber vorgesehen, sondern von den Versicherern zurückbehalten. Anstatt 10 Prozent der Gewinne sackten die Lebensversicherer in der Vergangenheit so rund 50 Prozent der Gewinne für sich und ihre Aktionäre ein. Mit einer Senkung des Umwandlungssatzes würden die an den Versicherten vorbei verteilten Überschüsse weiter ansteigen. Eine weitere Senkung des Umwandlungssatzes ohne faire Verhältnisse für die Versicherten ist deshalb nicht akzeptierbar.
Es müssen Alternativen zur Legal Quote gefunden werden
Die heutige Regelung der Legal Quote fand nie die gewünschte Akzeptanz und wird wie beschrieben von den Lebensversicherungsgesellschaften umgangen. In dieser verfahrenen und blockierten Situation muss der Bericht des Bundesrates nun Alternativen aufzeigen, so dass das Parlament rasch für faire Verhältnisse sorgen kann. Für Travail.Suisse steht dabei ein Modell im Vordergrund, welches
· eine rechtliche, strukturelle, organisatorische sowie buchhalterische Trennung der heutigen kollektiven Sammeleinrichtungen von den privaten Lebensversicherern vorsieht. 

· eine eigene Erfolgsrechnung und Bilanz dieser Sammeleinrichtungen vorsieht.
· dafür sorgt, dass die Lebensversicherer mit einer transparenten, angemessenen und risikogerechten Verzinsung für die Kapitaleinlagen und die gebotenen Sicherheiten abgegolten werden, aber keinen Zugriff auf die Erträge der Vorsorgevermögen mehr haben.
· es den Lebensversicherern weiterhin erlaubt, als Rückversicherer, Vermögensverwalter oder Treuhänder tätig zu sein.
· keine Kollektiv-Vollversicherungsverträge mehr vorsieht, sondern spezifische, einfacher kündbare Verträge für einzelne Dienstleistungen
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